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Intervention?

Eine der dramatischsten politischen Entwick-
lungen der letzten Jahrzehnte ist der Verlust
des Vertrauens der Bevölkerung in die politi-
schen Institutionen und ihre Vertreter. Seit
mindestens vier Jahrzehnten kann man sich
fast sicher darauf verlassen, dass, wann immer
man eine Frage zum Ansehen des Bundesta-
ges, der Parteien, der Regierung oder der Ab-
geordneten, der Gewerkschaften oder Kirchen
stellt, dieses Ansehen gegenüber früheren
Umfragen günstigstenfalls gleichgeblieben,
häufiger aber gesunken ist. Besonders ausge-
prägt ist dabei der Ansehensverlust der Politi-
ker. Auf die Frage „Glauben Sie, dass die Ab-
geordneten in Berlin in erster Linie die Inter-
essen der Bevölkerung vertreten, oder haben
sie andere Interessen, die ihnen wichtiger
sind?“ antworten heute noch 20 Prozent der
Deutschen, sie glaubten, die Abgeordneten
vertreten in erster Linie die Interessen der Be-
völkerung. Eine relative Mehrheit von 39 Pro-
zent meint, sie verfolgten in erster Linie per-
sönliche Interessen, weitere 21 Prozent glau-
ben, ihnen lägen vor allem die Interessen ihrer
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Partei, der Wirtschaft oder von Lobbyisten am
Herzen. Vor 10 Jahren waren immerhin noch
42 Prozent, 1978 sogar 55 Prozent der An-
sicht, die Abgeordneten kümmerten sich in er-
ster Linie um die Interessen der Bevölkerung.
Lediglich 1951, als die Frage zum ersten Mal
gestellt wurde, wurden ähnliche Ergebnisse
ermittelt wie in den letzten Jahren. Damals
waren die Deutschen wegen der Korea-Krise
außerordentlich stark verunsichert.

Der Begriff „Politiker“ ist in den letzten Jah-
ren fast zu einem Schimpfwort geworden. Die
Frage „Glauben Sie, man muss große Fähig-
keiten haben, um Bundestagsabgeordneter zu
werden?“ beantworten heute gerade noch 24
Prozent der Deutschen mit „Ja“. 1972 waren
noch 63 Prozent dieser Meinung. Eine weitere
Illustration der Lage bietet das Ergebnis einer
Frage, bei der die Befragten gebeten wurden,
aus einer Liste mit 17 verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen diejenigen herauszusu-
chen, bei denen man alles in allem darauf ver-
trauen könne, dass sie die Wahrheit sagen. Die
Politiker landeten, genannt von 3 Prozent der
Befragten, an vorletzter Stelle vor den Ban-
kern (2 Prozent). Regierungsmitglieder, Mini-
ster schnitten mit 5 Prozent nicht wesentlich
besser ab. 

Wie es um die Machtverhältnisse zwischen
den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen
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in der Öffentlichkeit bestellt ist, zeigt der Um-
stand, dass Journalisten, genannt von 9 Pro-
zent der Befragten, scheinbar zwar nicht viel
mehr Vertrauen genießen als Politiker, Nach-
richtensprecher im Fernsehen dagegen - ob-
wohl sie ja ebenfalls Journalisten sind - mit
immerhin 27 Prozent im Mittelfeld rangieren,
nur knapp hinter Polizisten (33 Prozent), und
Lehrern (32 Prozent) und noch vor Professo-
ren (25 Prozent). Hier zeigt sich der besondere
Glaubwürdigkeitsvorsprung des Fernsehens
vor anderen Medien: Wenn ein Politiker und
ein Moderator unterschiedliche Meinungen
vertreten, ist es wahrscheinlicher, dass die Be-
völkerung dem Moderator glaubt als dem Po-
litiker. Eine derartige Entwicklung verdient
Aufmerksamkeit, denn eine repräsentative De-
mokratie kann letztlich nur funktionieren,
wenn die Bürger den von ihnen selbst gewähl-
ten Vertretern im Parlament ein Mindestmaß
an Vertrauen entgegenbringen.

Man muss annehmen, dass der nicht nur in
Deutschland zu beobachtende Ansehensver-
lust der Politik mehrere Ursachen hat. Versu-
che, ihn mit aktuellen Problemen, beispiels-
weise der Euro-Krise zu erklären, greifen al-
lerdings mit Sicherheit zu kurz, denn die Ent-
wicklung dauert ja, wie gesehen, schon seit
mehreren Jahrzehnten an. Auf eine mögliche
Erklärung hat bereits 1998 der Mainzer Kom-
munikationswissenschaftler Hans Mathias
Kepplinger hingewiesen: Das Ausgreifen des
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Politischen in den vorpolitischen Raum. Lau-
fend würden an die Politik von Bürgern, Me-
dien und anderen Interessenvertretern Erwar-
tungen und Wünsche auch abseits der klassi-
schen Politikfelder herangetragen, die diese zu
erfüllen versuchten, auch wenn dies kaum
möglich ist. Auf diese Weise würden immer
neue Politikfelder erschlossen, beispielsweise
in der Arbeitsmarkt-, Umwelt- oder Gesund-
heitspolitik. Da aber die Wirksamkeit der Poli-
tik auf diesen Gebieten oft gering ist, ist die
Enttäuschung der Bürger vorprogrammiert.

Tatsächlich zeigt sich auch in den Umfragen
des Instituts für Demoskopie Allensbach zu-
mindest teilweise eine ausgeprägte Erwar-
tungshaltung an die Politik. Erkennbar wird
dies beispielsweise an den Antworten auf die
Frage „Wofür sollte Ihrer Meinung nach die
Politik zuständig sein, worum sollte sich die
Politik kümmern?“ Dazu wurde eine Liste mit
19 Punkten zur Auswahl vorgelegt. 90 Prozent
antworten auf diese Frage, der Staat solle sich
darum kümmern, dass das Rentensystem stabil
ist, 87 Prozent meinen, es sei staatliche Aufga-
be, dafür zu sorgen, dass Deutschland ein gu-
tes Bildungssystem hat. Jeweils rund drei
Viertel verweisen auf den Schutz vor Verbre-
chen und die Verkehrsinfrastruktur. Bereits an
fünfter Stelle folgt ein Punkt, den man viel-
leicht nicht unbedingt als klassische Staatsauf-
gabe einordnen würde: 72 Prozent der Deut-
schen sind der Ansicht, der Staat solle sich
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darum kümmern, dass alle Jugendlichen einen
Anspruch auf einen Ausbildungsplatz haben.
Darüber hinaus finden 63 Prozent, es sei staat-
liche Aufgabe, Internetseiten mit gewalttäti-
gem oder pornographischem Inhalt zu verbie-
ten, 50 Prozent meinen, der Staat müsse sich
darum kümmern, dass die Erderwärmung
nicht weiter zunimmt. Auch gesellschaftliche
Ziele, die eindeutig das Verhalten im privaten
Bereich betreffen, werden zumindest von er-
heblichen Minderheiten in der Bevölkerung
dem Staat zugeordnet: 39 Prozent finden, der
Staat müsse sicherstellen, dass die Menschen
weniger Energie verbrauchen, 35 Prozent sa-
gen, er solle dafür sorgen, dass die Unterneh-
men keine Mitarbeiter entlassen. Es liegen
keine Vergleichszahlen zu dieser Frage aus
früheren Jahren vor, doch man kann sicherlich
annehmen, dass vor 50 Jahren noch nicht eine
Mehrheit der Bevölkerung der Ansicht war,
der Staat sei für das Wetter zuständig.

Allerdings zeigt das Umfrageergebnis auch,
dass staatliche Aktivitäten nicht in jedem Be-
reich als so selbstverständlich hingenommen
werden, wie man angesichts der öffentlichen
Diskussion annehmen könnte. So meinen nur
25 Prozent der Deutschen, es sei staatliche
Aufgabe, dafür zu sorgen, dass in Unterneh-
men ein bestimmter Anteil der Führungsposi-
tionen mit Frauen besetzt wird (Frauen sind zu
35 Prozent dieser Ansicht). 23 Prozent finden,
der Staat müsse sich darum kümmern, dass
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große Unternehmen oder Banken nicht pleite-
gehen, 20 Prozent meinen, der Staat müsse da-
für sorgen, dass die Menschen sich gesünder
ernähren. Eine stärkere Zurückhaltung auf die-
sen Gebieten würde dem Ansehen der Politik
sicherlich nicht schaden. Hier laufen die öf-
fentlichen Diskussionen zumindest zum Teil
am Lebensgefühl der Bevölkerung vorbei.

Ohnehin relativiert sich die Zustimmung zu
staatlichen Eingriffen ins Alltagsleben der
Bürger oft dann, wenn der betreffende Sach-
verhalt etwas konkreter formuliert wird. Das
betrifft auch die Frage, inwieweit sich der
Staat ins Wirtschaftsleben einmischen sollte.
Fragt man allgemein „Greift der Staat bei uns
zu viel in die Wirtschaft ein, oder zu wenig
oder gerade richtig?“  antworten nur 8 Prozent
der Deutschen, ihrer Ansicht nach greife der
Staat zu viel in die Wirtschaft ein. Eine relati-
ve Mehrheit von 39 Prozent meint „Zu we-
nig“, 27 Prozent sagen „Gerade richtig“, wei-
tere 28 Prozent äußern sich unentschieden. Er-
läutert man die Positionen dagegen ausführli-
cher, kippen die Mehrheiten. Dies zeigt das
Ergebnis einer Dialogfrage, bei der den Be-
fragten zwei gegensätzliche Meinungen zur
Auswahl präsentiert wurden. Die eine Aussa-
ge lautete: „Meiner Meinung nach sollte der
Staat Regeln für die Wirtschaft festlegen und
sich ansonsten weitgehend aus der Wirtschaft
heraushalten. Die Wirtschaft läuft besser,
wenn der Staat so wenig wie möglich ein-
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greift.“ Die Gegenposition lautete: „Der Staat
darf sich nicht darauf beschränken, der Wirt-
schaft Regeln vorzugeben, sondern er muss
die Wirtschaft auch lenken und kontrollieren.
Dann läuft die Wirtschaft auch besser.“ 47
Prozent der Deutschen stimmen heute der er-
sten, nur 34 Prozent der zweiten Position zu.

Bei einer anderen Frage wurde den Befragten
eine Liste mit Möglichkeiten vorgelegt, an
welcher Stelle der Staat ins Wirtschaftsleben
eingreifen kann. Dazu wurde die Frage ge-
stellt, was davon der Staat tatsächlich tun soll-
te. 81 Prozent antworteten darauf, der Staat
solle kontrollieren, dass die Unternehmen die
Gesetze einhalten, 71 Prozent sagten, es sei
Aufgabe des Staates, den gesetzlichen Rah-
men für das wirtschaftliche Handeln zu schaf-
fen. Eine Mehrheit von 52 Prozent meinte au-
ßerdem, der Staat solle den Unternehmen in
Krisenzeiten helfen, etwa durch Steuersenkun-
gen oder Maßnahmen, die die Konjunktur an-
kurbeln. Weitere staatliche Aktivitäten fanden
dagegen nur die Zustimmung einer Minder-
heit. 36 Prozent sagten, der Staat solle die Ma-
nagergehälter festlegen, 24 Prozent fanden es
richtig, Unternehmen mit Finanzhilfen des
Staates vor dem Konkurs zu retten. Für die
Verstaatlichung von Unternehmen, die in Not
geraten sind, sprachen sich 23 Prozent aus.
Wenn man nur ein wenig unter die Oberfläche
der tagespolitischen Schlagwörter dringt, er-
kennt man, dass die Idee eines Staates, der
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sich aus der Wirtschaft heraushält, nicht so
sehr aus der Mode gekommen ist, wie man an-
gesichts mancher Fernsehdiskussionen vermu-
ten könnte.

So ist auch das Motto Ludwig Erhards, wo-
nach eine gute Wirtschaftspolitik die beste So-
zialpolitik sei, noch nicht aus der Zeit gefal-
len. Immerhin 54 Prozent der Deutschen stim-
men der Aussage zu, nur 24 Prozent wider-
sprechen ausdrücklich. Allerdings darf man
hinter diesen Antworten keine allzu fest ge-
gründete Überzeugung vermuten. Dreht man
die Aussage nämlich um, wird das Ergebnis
noch deutlicher: Der These „Eine gute Sozial-
politik ist die beste Wirtschaftspolitik“ stim-
men 63 Prozent*) der Deutschen zu. 

*) Die im Text dokumentierte Zahl ist falsch, das korrekte 
Ergebnis lautet: "53 Prozent". 

  (siehe auch Tabelle A 6)
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Interessen der Abgeordeten

FRAGE: "Glauben Sie, dass die Abgeordneten in Berlin in erster Linie die 
Interessen der Bevölkerung vertreten, oder haben sie andere 
Interessen, die ihnen wichtiger sind?"

Falls: 'Haben andere Interessen':

FRAGE: "Welche andere Interessen?" (ungestützte Ermittlung)

Bevölkerung
insgesamt

%

Interessen der Bevölkerung ..........................................................20

Persönliche Interessen..................................................................39

Interessen der Partei .......................................................................5

Interessen der Wirtschaft, der Banken ............................................9

Interessen der Lobbyisten ...............................................................7

Andere Interessen ...........................................................................2

Weiß nicht, keine Angabe .............................................................28

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10082, November 2011



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Aufgaben der Politik

FRAGE: "Man kann ja unterschiedlicher Meinung sein, was zu den Aufgaben 
der Politik gehört. Hier auf dieser Liste sind einmal einige Punkte auf-
geschrieben. Wofür sollte Ihrer Meinung nach die Politik zuständig 
sein, worum sollte sich die Politik kümmern?" (Listenvorlage)

Bevölk. Männer Frauen
insg.

% % %

Dass das Rentensystem stabil ist.........................................90 89.........90
Dass Deutschland ein gutes Bildungssystem hat.................87 86.........89
Dass man vor Verbrechen geschützt ist ...............................75 74.........75
Dass es in Deutschland eine gute Infrastruktur gibt, z.B.
ein gutes Straßen- und Schienennetz ..................................73 77.........70
Dass alle Jugendlichen einen Anspruch auf einen
Ausbildungsplatz haben........................................................72 70.........75
Dass Internetseiten mit gewalttätigen oder porno-
grafischen Inhalten verboten werden....................................63 56.........68
Dass die Erderwärmung nicht weiter zunimmt .....................50 48.........52
Dass die Menschen weniger Energie verbrauchen ..............39 38.........39
Dass Unternehmen keine Leute entlassen...........................35 32.........37
Dass Eltern ihre Kinder in den Kindergarten schicken .........30 29.........31
Dass mehr Paare sich für Kinder entscheiden .....................27 27.........28
Dass es weniger Verkehrsunfälle gibt ..................................26 24.........28
Dass in Unternehmen ein gewisser Anteil an Führungs-
positionen mit Frauen besetzt ist ..........................................25 15.........35
Dass große Banken und Unternehmen nicht pleite gehen ...23 20.........26
Dass Unternehmen nicht zu hohe Gewinne machen ...........21 22.........21
Dass die Menschen gesünder leben, sich gesünder 
ernähren ...............................................................................20 21.........19
Dass die Menschen ausreichend Sport treiben, um
gesund zu bleiben.................................................................13 13.........12
Dass die Bürger nicht zu viel Auto fahren...............................8 7 ...........8
Dass die Menschen ihre Freizeit sinnvoll nutzen....................6 7 ...........5

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10082, November 2011



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Allgemein: Haltung zu Eingriffen des Staates
in die Wirtschaft

FRAGE: "Greift der Staat bei uns zu viel in die Wirtschaft ein, oder zu wenig, 
oder gerade richtig?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Zu viel ...................................................................................................8

Zu wenig .............................................................................................37

Gerade richtig .....................................................................................27

Unentschieden, keine Angabe ............................................................28

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 10082, November 2011



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Konkreter: Haltung zu Eingriffen des Staates
in die Wirtschaft

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei darüber, wie sehr der Staat in die Wirtschaft
eingreifen sollte. Welcher von beiden sagt eher das, was auch Sie 
denken?" (Bildblattvorlage)

Bevölkerung 
insgesamt

%

"Meiner Meinung nach sollte der Staat Regeln für die
Wirtschaft festlegen und sich ansonsten weitgehend
aus der Wirtschaft heraushalten. Die Wirtschaft läuft
besser, wenn der Staat so wenig wie möglich eingreift" ..................47

"Das sehe ich anders. Der Staat darf sich nicht darauf
beschränken, der Wirtschaft Regeln vorzugeben,
sondern muss die Wirtschaft auch lenken und
kontrollieren. Dann läuft die Wirtschaft auch besser".......................34

Unentschieden, keine Angabe ..........................................................19

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10082, November 2011



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Möglichkeiten der Einflussnahme

FRAGE: "Welchen Einfluss sollte der Staat Ihrer Meinung nach auf die 
Wirtschaft haben? Auf dieser Liste sind einmal einige Möglichkeiten 
aufgeschrieben. Bitte nennen Sie mir alle Punkte, bei denen Sie der 
Meinung sind, das sollte der Staat tun." (Listenvorlage)

Bevölkerung 
insgesamt

%

Kontrollieren, dass die Unternehmen Gesetze und Regelungen
einhalten ..................................................................................................81

Gesetze für alle Bereiche machen, die die Arbeit von Unternehmen
betreffen, z.B. Steuerrecht, Sozialgesetze...............................................71

In Krisenzeiten Unternehmen helfen, z.B. durch Steuererleichte-
rungen oder durch Maßnahmen, die den Konsum ankurbeln .................52

Managergehälter festlegen ......................................................................36

Unternehmen durch Finanzhilfen vor dem Konkurs bewahren................24

Unternehmen, die in Not geraten sind übernehmen, 
bzw. verstaatlichen ..................................................................................23

Ziele festlegen, die die Unternehmen erfüllen müssen............................22

Kontrollieren, ob Manager eine gute Arbeit machen ...............................21

Die Investitionspläne der Unternehmen prüfen und genehmigen............18

Kontrollieren, ob Unternehmen eine gute Geschäftsstrategie haben ......12

Bei der Auswahl von Managern mitreden..................................................7

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10082, November 2011



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Eine gute Wirtschaftspolitik ist die beste 
Sozialpolitik - oder umgekehrt?

FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Eine gute Wirtschaftspolitik ist die beste 
Sozialpolitik.' Würden Sie dieser Aussage zustimmen oder nicht 
zustimmen?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Aussage zustimmen............................................................54
Nicht zustimmen .................................................................24
Weiss nicht, keine Angabe..................................................22

100

FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Eine gute Sozialpolitik ist die beste 
Wirtschaftspolitik.' Würden Sie dieser Aussage zustimmen oder nicht 
zustimmen?

Bevölkerung 
insgesamt

%

Aussage zustimmen............................................................53
Nicht zustimmen .................................................................16
Weiss nicht, keine Angabe..................................................31

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10082, November 2011



Tabelle B 1a
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Gesamtdeutschland
  -----------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009 ................33,8 ...14,6 .23,0...10,7 .....11,9 ....- ......6,0

2009: Jahresdurchschnitt.36,0 ...13,5 .24,0...11,5 .....10,5 ....- ......4,5

2010: 1.Halbjahr.........34,5 ....9,5 .26,5...13,5 .....10,5 ....- ......5,5
2.Halbjahr.........32,0 ....6,0 .29,5...18,0 ......9,0 ....- ......5,5

Jahresdurchschnitt.33,0 ....8,0 .28,0...16,0 ......9,5 ....- ......5,5

2011: 7.-21.Januar.......34,5 ....5,5 .27,5...18,0 ......8,5 ....- ......6,0
4.-17.Februar......36,0 ....6,5 .28,5...16,5 ......7,5 ....- ......5,0
26.Feb.-13.März....36,5 ....6,5 .29,0...15,0 ......8,0 ....- ......5,0
1.-16.April........32,0 ....5,0 .28,0...23,0 ......7,0 ....- ......5,0
2.-14.Mai..........33,0 ....5,5 .27,0...22,0 ......6,5 ....- ......6,0
9.-22.Mai..........34,0 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......6,0
23.Mai-6.Juni......32,0 ....5,0 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,5
3.-18.Juni.........34,5 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......5,5
2.-15.Juli.........34,0 ....5,5 .27,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
30.Juli-13.Aug.....33,0 ....4,5 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
12.-27.August......32,0 ....5,0 .29,5...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
2.-16.September....33,5 ....5,0 .28,5...19,0 ......8,0 ....- ......6,0
16.-30.September...32,0 ....4,5 .30,0...19,0 ......7,5 ....- ......7,0
4.-16.Oktober......31,0 ....4,5 .30,5...17,5 ......7,5 ....5,5 ....3,5
28.Okt.-11.Nov.....32,0 ....4,5 .30,0...17,0 ......8,0 ....4,5 ....4,0

___________________
           
QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1b
Westdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Westdeutschland
  -----------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009 ...............34,7 ..15,4 .24,2 ...11,5 ......8,3 ......-.......5,9

2009: Jahresdurchschnitt37,0 ..14,5 .25,0 ...12,5 ......7,0 ......-.......4,0

2010: 1.Halbjahr........35,5 ..10,0 .28,0 ...14,5 ......6,5 ......-.......5,5
2.Halbjahr........33,0 ...6,5 .30,5 ...20,0 ......5,0 ......-.......5,0

Jahresdurchschnitt34,0 ...8,0 .29,0 ...17,5 ......6,0 ......-.......5,5

2011: 7.-21.Januar......36,0 ...5,5 .28,5 ...19,5 ......4,5 ......-.......6,0
4.-17.Februar.....37,5 ...6,5 .29,5 ...17,5 ......4,0 ......-.......5,0
26.Feb.-13.März...38,0 ...6,5 .29,5 ...16,0 ......5,0 ......-.......5,0
1.-16.April.......33,0 ...5,0 .28,5 ...24,5 ......4,0 ......-.......5,0
2.-14.Mai.........34,0 ...5,5 .27,5 ...24,0 ......3,5 ......-.......5,5
9.-22.Mai.........35,0 ...4,5 .28,0 ...23,0 ......4,0 ......-.......5,5
23.Mai-6.Juni.....33,0 ...5,0 .29,5 ...21,5 ......4,5 ......-.......6,5
3.-18.Juni........35,5 ...4,5 .28,0 ...23,0 ......4,0 ......-.......5,0
2.-15.Juli........35,5 ...5,5 .27,5 ...21,5 ......4,0 ......-.......6,0
30.Juli-13.Aug....34,0 ...4,5 .29,5 ...21,5 ......4,5 ......-.......6,0
12.-27.August.....33,0 ...5,0 .30,0 ...21,5 ......4,5 ......-.......6,0
2.-16.September...34,5 ...5,5 .29,0 ...20,5 ......5,0 ......-.......5,5
16.-30.September..33,0 ...4,5 .30,5 ...20,5 ......4,5 ......-.......7,0
4.-16.Oktober.....31,5 ...5,0 .31,0 ...19,5 ......4,5 ....5,5.......3,0
28.Okt.-11.Nov....33,5 ...4,5 .30,5 ...18,5 ......4,5 ....4,5.......4,0

           
QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1c
Ostdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Ostdeutschland
  -----------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009 ................29,8 .10,6 ..17,9 ...6,8 .....28,6 ......-......6,3

2009: Jahresdurchschnitt .29,0 .10,0 ..21,0 ...7,5 .....27,0 ......-......5,5

2010: 1.Halbjahr .........29,0 ..7,5 ..21,5 ...8,5 .....28,0 ......-......5,5
2.Halbjahr .........27,0 ..5,0 ..25,0 ..12,0 .....25,0 ......-......6,0

Jahresdurchschnitt .28,0 ..6,0 ..23,5 ..10,5 .....26,0 ......-......6,0

2011: 7.-21.Januar .......27,0 ..5,0 ..24,0 ..11,5 .....26,5 ......-......6,0
4.-17.Februar ......28,5 ..5,5 ..24,5 ..12,0 .....24,0 ......-......5,5
26.Feb.-13.März ....29,0 ..6,0 ..25,5 ..11,0 .....23,0 ......-......5,5
1.-16.April ........28,5 ..4,5 ..25,0 ..14,5 .....22,0 ......-......5,5
2.-14.Mai ..........29,0 ..4,5 ..25,5 ..13,5 .....20,5 ......-......7,0
9.-22.Mai ..........28,5 ..4,0 ..26,5 ..13,0 .....21,0 ......-......7,0
23.Mai-6.Juni ......27,0 ..4,5 ..27,0 ..12,5 .....22,0 ......-......7,0
3.-18.Juni .........29,0 ..4,0 ..25,0 ..13,0 .....22,0 ......-......7,0
2.-15.Juli .........28,0 ..4,5 ..26,0 ..13,0 .....22,0 ......-......6,5
30.Juli-13.Aug. ....29,0 ..4,0 ..25,5 ..13,0 .....22,0 ......-......6,5
12.-27.August ......28,5 ..4,0 ..27,0 ..12,5 .....21,0 ......-......7,0
2.-16.September ....29,5 ..3,5 ..26,5 ..12,0 .....22,0 ......-......6,5
16.-30.September ...28,0 ..3,5 ..28,0 ..12,0 .....21,0 ......-......7,5
4.-16.Oktober ......28,0 ..3,0 ..28,5 ...9,5 .....21,0 ....5,5......4,5
28.Okt.-11.Nov. ....27,0 ..3,5 ..27,0 ..11,0 .....23,0 ....4,0......4,5

           
QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 267

vom 16. November 2011, S. 5, unter dem Titel:

"Hochkonjunktur für politische Interventionen.

Die Erwartungen an staatliche Eingriffe und die 

Enttäuschung über deren Wirksamkeit liegen in 

den Umfragen nahe beieinander. Das wird zur 

Ansehensfalle der Politik."






